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Im Schatten des Kühlturms
nimmt man es gelassen
Ende Jahr sollten die letzten deutschen Atomreaktoren vom Netz gehen, doch die Energiekrise könnte das Land zum Umdenken zwingen

HANSJÖRG FRIEDRICH MÜLLER,
ESSENBACH (BAYERN)

Drei Atomkraftwerke sind in Deutsch-
land noch in Betrieb, eines in Nieder-
sachsen, eines in Württemberg und eines
in Bayern. Ende Jahr sollen auch sie ab-
geschaltet werden, doch seit einigen
Wochen wird über einen sogenannten
Streckbetrieb diskutiert, also darüber,
die Meiler für eine begrenzte Zeit wei-
terlaufen zu lassen.Anders, so argumen-
tieren die Befürworter der Massnahme,
sei das russische Gas, auf das Deutsch-
land bald vollständig verzichten will,
kurzfristig kaum zu ersetzen.

Die Diskussion konzentriert sich da-
bei vor allem auf das bayrische Kraft-
werk Isar 2, das stärkste und modernste
der verbliebenen deutschen Atomkraft-
werke. Während sich vor allem Politiker
der bürgerlichen Parteien für einen Wei-
terbetrieb aussprechen, lehnen die Grü-
nen einen solchen ab; die Sozialdemo-
kraten, die in Berlin den Kanzler stel-
len, sind noch unentschlossen.

Weiterbetrieb möglich

Ein sogenannter Stresstest, bei dem die
Stromnetzbetreiber im Auftrag des Wirt-
schaftsministeriums prüfen, wie stabil
die Versorgung im kommenden Winter
sein könnte, dürfte am Ende ausschlag-
gebend sein. Das Ergebnis soll Mitte Au-
gust vorliegen. Gegnern des Streckbe-
triebs könnte der Test die Möglichkeit
verschaffen, ihre Meinung ohne Ge-
sichtsverlust zu ändern. Sollte das Kraft-
werk gebraucht werden, wäre ein Wei-
terbetrieb unter bestimmten Vorausset-
zungen möglich, schreibt der Betreiber
Preussen Elektra auf Anfrage.

Fern vom politischen Berlin und von
seinen Aufgeregtheiten, im Rathaus der
Gemeinde Essenbach, auf deren Gebiet
das Kraftwerk steht, sitzt der Bürger-
meister Dieter Neubauer. Weil es warm
ist an diesem Nachmittag, trägt er die
oberen Hemdknöpfe unter dem Trach-
tenjanker offen.Viele im Ort verstünden
nicht, dass der Betrieb am 31. Dezem-
ber enden solle, berichtet er: «Die Leute
hier sagen: ‹Es steht ja eh da, warum also
soll man es in der besonderen Situation
nicht weiterlaufen lassen?›»

Das Kraftwerk hält der Bürgermeis-
ter für sicher. Dass die Prüfer des Techni-
schen Überwachungsvereins (TÜV) ein
Gefälligkeitsgutachten erstellt hätten,
werde vor allem von Organisationen wie
Greenpeace behauptet. «Soviel ich weiss,
waren sogar japanische Delegationen vor
Ort, um sich über die Sicherheitsmass-
nahmen zu informieren.» Wahrschein-
lich liege es im Naturell der Deutschen,
immer 100 Prozent Sicherheit anzustre-
ben. «Aber hier bei uns in Niederbayern
gibt es beim besten Willen kein Meer und
damit auch keine Tsunamis.»

Neubauer gehört der Christlichsozia-
len Partei des bayrischen Ministerpräsi-
denten Markus Söder an. Bis vor kur-
zem strich Söder noch seine Bekehrung
vom Kernkraftfreund zum Atomkraft-
gegner heraus. Nun zählt er zu den Lau-
testen, wenn es darum geht, einen vor-
übergehenden Weiterbetrieb zu fordern;
am Donnerstag statteten er und Fried-
rich Merz, der Vorsitzende der Christ-
lichdemokraten, dem Kraftwerk einen
demonstrativen Besuch ab. «Ich kom-
mentiere nicht alles, was der Minister-
präsident sagt, das überlasse ich den
Politologen im Fernsehen», sagt der Bür-
germeister zu Söders erneutem Sinnes-
wandel. Auch andere Politiker hätten
ihre Meinung zu dem Thema geändert.

So leutselig Neubauer auch auftritt –
wenn man ihn darauf anspricht, ob ein
Weiterbetrieb des Kraftwerks seiner
Gemeinde finanzielle Vorteile bringen
würde, kann er ungemütlich werden.
«Gewerbesteuerliche Gesichtspunkte
dürfen hier keine Rolle spielen», sagt
der 57-Jährige. Es dürfe nur um die Ver-
sorgungssicherheit gehen. Wie sich ein
Weiterbetrieb auf die Finanzen der

Gemeinde auswirken könnte, mag der
Bürgermeister nicht sagen. Ökonomen
gehen davon aus, dass der AKW-Betrei-
ber Preussen Elektra in diesem Fall mit
einem zusätzlichen Gewinn von mehr
als 300 Millionen Euro pro Monat rech-
nen könnte.

Oberwattenbach, einer der Ortsteile
von Essenbach, liegt in einer Mulde. Man
sieht das Kraftwerk von hier aus nicht, nur
der Dampf des Kühlturms steigt als Säule
hinter dem Wald auf. Renate Hanglberger
sitzt im Garten ihres Hauses und blickt
in die Sonne. Die Dritte Bürgermeisterin
von Essenbach gehört der Ökologisch-
Demokratischen Partei (ÖDP) an, einer
Kraft, die in der deutschen Politik zwar
keine bedeutende Rolle spielt, in Essen-
bach jedoch eine deutlich längere Tradi-
tion hat als die Grünen, die nicht im Ge-
meinderat vertreten sind.

«Die ÖDP ist die bodenständigere
Variante für eine gestandene Bäuerin»,
erklärt Hanglberger. Mit den Grünen
verbinde sie in der Umweltpolitik man-
ches, doch mit deren familienpolitischen
Vorstellungen könne sie nichts anfan-
gen. Hanglberger lebt seit dreissig Jah-
ren hier; 2016 haben sie und ihr Mann
ihren Hof, auf dem Ochsen gemästet
und Kälber grossgezogen werden, auf
Biobetrieb umgestellt.

Denken in Jahrtausenden

Essenbach lebe gut und lange mit dem
Kraftwerk, finanziell habe die Ge-
meinde profitiert. «Aber man hätte nie
in diese Technologie einsteigen dürfen,
weil es keine Lösung für den Atommüll
gibt», sagt Hanglberger. «Nur das Jetzt
zählte, nach uns die Sintflut.» Sie selbst
denkt in ganz anderen zeitlichen Zu-
sammenhängen: Der Atommüll strahle
über eine Million Jahre. «Dagegen sind
die 2000 Jahre von Jesus Christus bis
heute nichts.» Künftige Generationen,
so fürchtet die Kommunalpolitikerin,
würden womöglich nicht einmal mehr
die Beschriftungen auf den Atomabfall-
behältern lesen können.

«Wir müssen weg von der Wegwerf-
gesellschaft und hin zu einer Gemein-
wohlökonomie. Damit könnten wir lo-
cker ein paar Kraftwerke einsparen»,
meint Hanglberger. Durch die Welt-
läufte sieht sie sich in ihrer Energiepoli-
tik bestätigt. «Anfang Februar wurden
wir von der ÖDP noch gesteinigt, weil
wir forderten, keine Gasleitungen in
neue Baugebiete zu verlegen.» Wenige
Wochen später, nach Putins Überfall auf

die Ukraine, habe sich die Lage schon
ganz anders dargestellt.

Die Broschüre des Kraftwerksbetrei-
bers, in der den Anwohnern erklärt
werde, was sie im Fall einer Havarie tun
sollten, müsse sie noch irgendwo haben,
sagt Hanglberger auf Nachfrage. Sie holt
einen Ordner, sucht unter «K» und wird
fündig. Das Schriftstück stammt aus dem
Jahr 2003. «Bleiben Sie im Haus, suchen
Sie Schutz in fensterlosen Kellern, hal-
ten Sie Fenster und Türen geschlossen,
tragen Sie keine mit radioaktiven Stof-
fen kontaminierte Kleidung, und wa-
schen Sie sich gründlich», heisst es darin
unter anderem. «Ich hab’s gelesen, aber
vielleicht gehören meine Kenntnisse
aufgefrischt», sagt Hanglberger. Angst
vor dem Kraftwerk habe sie nicht. «Die
Leute dort machen einen guten Job, da
habe ich absolutes Vertrauen», sagt sie.

Um die Sonne betrogen

In Unterahrain, dem Essenbacher Orts-
teil, auf dessen Gebiet das Kraftwerk
steht, ist Alois Bummer in der Minder-
heit. «Ich schätze, dass hier 70 Prozent
der Leute pro Atomkraft sind», sagt er
im Garten seines Hauses, das einige hun-
dert Meter vom Reaktor entfernt steht.
Die finanziellen Vorteile hätten die
Leute «mundtot» gemacht. Tatsächlich
verdankt Niederbayern seinen Aufstieg
zur Industrieregion mit Arbeitgebern
wie dem BMW-Werk in Dingolfing nicht
zuletzt dem Atomstrom. Wenn es denn
einmal Proteste gegen das Kraftwerk
gab, stammten nur wenige Teilnehmer
aus den angrenzenden Orten.

Bummer, 58, ist in Unterahrain auf-
gewachsen; als hier der erste Versuchs-
reaktor gebaut wurde, war er fünf Jahre
alt. Später war er für Siemens tätig und
arbeitete ein Jahr lang am Kraftwerks-
bau mit. «Dann habe ich eingesehen,
dass das nicht meine Technik ist», sagt
er. Mitte der 1980er Jahre, während
seiner Zeit in der kirchlichen Jugend-
arbeit, sei er zu diesem Schluss gekom-
men. Mittlerweile spricht Bummer von
einer «gegenwartsegoistischen Techno-
logie»: «Was wir für fünfzig Jahre bil-
ligen Strom angerichtet haben, müs-
sen künftige Generationen ausbaden.»
Ängste löst das Kraftwerk aber auch bei
ihm nicht aus. «Wenn etwas passieren
würde, würde ich wohl gegen die Wind-
richtung abdampfen», sagt er.

Alois Bummer arbeitet als Energie-
berater für die Stadtwerke der nahe ge-
legenen Kreisstadt Landshut. Die Nach-

frage nach seinen Diensten sei bereits
im vergangenen Jahr explodiert; seit
dem russischen Angriff auf die Ukraine
sei die Zahl der Anfragen noch einmal
gestiegen.Vor allem Wirte machten sich
wegen der steigenden Energiekosten
Sorgen um ihre Existenz. Privat hat
Bummer schon lange auf Solarenergie
umgestellt; er wolle «möglichst autark
über die Runden kommen». Allerdings
fühlt er sich vom Kraftwerk «um die
Sonne betrogen»: Wegen des Dampfs
aus dem Kühlturm scheine die Sonne
oft erst ab 12 Uhr auf sein Dach.

Zumindest eine Gemeinsamkeit be-
steht zwischen Bummer und seinen
weniger Kernkraft-kritischen Nach-
barn: Schon jetzt decken die Unter-
ahrainer rund 80 Prozent ihres Strom-
bedarfs aus erneuerbaren Energien. Da-
mit hat der Ort das Recht erworben, sich
als «Bioenergiedorf» zu bezeichnen. Ob
diese Tatsache auf zwei Schildern an den
beiden Ortseinfahrten festgehalten wer-
den soll, diskutieren rund zwei Dutzend
Bürger am Mittwochabend im Unter-
ahrainer Dorfgemeinschaftshaus. Bür-
germeister Neubauer ist aus Essenbach
gekommen, um sich ein «Stimmungs-
bild» zu verschaffen.

Beiderseits viel Pragmatismus

«Was bringen die Schildln?», fragen sich
die Bürger, doch die Diskussion bewegt
sich auch hier schnell vom Symboli-
schen ins Grundsätzliche: «Man tut so,
als falle die Sonnenenergie vom Him-
mel», sagt ein Mann. Auch Photovol-
taikanlagen müssten hergestellt wer-
den. «Aber alles, was ‹bio› heisst, ist
in Deutschland heilig wie eine Kuh in
Indien.» Der Bürgermeister springt ihm
bei: Der Aufbau von Solaranlagen koste
landwirtschaftliche Flächen. «Wer sagt
uns denn, dass das Essen auch in Zu-
kunft noch ausreichend aus dem Super-
markt kommen wird?»

Als Günther Riedl, der Betreiber der
örtlichen Biogasanlage, Unterahrain als
«autarke Gemeinde» bezeichnet, regt
sich Widerspruch: Das sei nur rechne-
risch richtig, im Winter müsse man Strom
dazukaufen, ruft ein Mann. Die Tendenz
geht hier eindeutig Richtung Streckbe-
trieb: Isar 2 sei das sicherste Atomkraft-
werk in Deutschland, sagt ein Bürger.
Seine Frau pflichtet bei: Produziere man
den Atomstrom nicht selbst, müsse man
ihn aus Temelin importieren, dem tsche-
chischen Kernkraftwerk, das in der Ver-
gangenheit immer wieder durch Sicher-
heitsmängel auffiel. Ein Unterahrainer
wünscht sich gar ein «europaweites
Blackout», damit die Leute einmal sähen,
wohin man ohne Atomstrom komme.

Riedl ist einer der wenigen hier, die
sich eindeutig ablehnend über die Kern-
kraft äussern: «Gehen Sie mal auf den
Friedhof», sagt er. Die Krebsrate sei
hoch. Von den «Bioenergiedorf»-Schil-
dern scheint er sich fast schon katharti-
sche Wirkung zu versprechen: «Die Leute
werden durch Unterahrain fahren und
diese Riesendreckschleuder sehen, aber
sie werden sagen, das Dorf selber sei gut.»

Auffällig ist, wie pragmatisch die
Kraftwerksanrainer mit der Situation
umgehen: Selbst Kernkraftgegner wie
Bummer und Riedl wollen den Streck-
betrieb nicht kategorisch ausschliessen.
Renate Hanglberger sagt: «Ich bin klar
gegen Kernkraft, aber über den Streck-
betrieb kann man reden. Dafür braucht
man schliesslich keine neuen Brennstäbe,
man würde also auch keinen neuen Müll
produzieren.» Handkehrum tritt auch
der atomkraftfreundliche Bürgermeis-
ter keineswegs als Prinzipienreiter auf:
Einen Ausstieg aus dem Atomausstieg
fordert Dieter Neubauer nicht. Entspre-
chende Forderungen, etwa vom Bundes-
verband der Deutschen Industrie, halte
er in der gegenwärtigen Notlage für kon-
traproduktiv. Die grossen ideologischen
Schlachten um die Kernkraft scheinen
zumindest in Niederbayern fürs Erste
geschlagen zu sein.

Solarzellen unter dem Kühlturm: Unterahrain lebt von und mit dem Kernkraftwerk, doch 80 Prozent ihres Strombedarfs decken
die Bewohner aus erneuerbaren Energien. ARMIN WEIGEL / DPA

Gegnern
des Streckbetriebs
könnte der Stresstest
der Stromnetzbetreiber
ermöglichen,
ihre Meinung
ohne Gesichtsverlust
zu ändern.
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Amerikas bekanntester Verschwörungstheoretiker
ist als Lügner entlarvt
Alex Jones muss Schadenersatz zahlen für seine falschen Behauptungen über das Sandy-Hook-Schulmassaker von 2012

MERET BAUMANN

Amerikas wohl einflussreichsten Ver-
schwörungstheoretiker kommen seine
Lügen teuer zu stehen. Der Betreiber
der reichweitenstarken Plattform Info-
wars,Alex Jones, muss den Eltern eines
beimMassaker an der Sandy-Hook-Pri-
marschule in Newton getöteten Buben
4 Millionen Dollar Schadenersatz zah-
len. Er hatte über Jahre auf seinem
Portal und in seiner von über hundert
Radiosendern ausgestrahlten Show be-
hauptet, der Amoklauf mit 28 Opfern
sei inszeniert gewesen, um einen Vor-
wand für die Verschärfung der Waffen-
gesetze zu liefern. Die Hinterbliebenen
undOpfer seien eigens dafür engagierte
Schauspieler gewesen.

«. . . zu 100 Prozent wahr»

Vor Gericht war es am Mittwoch zur
emotionalen Konfrontation der Eltern
eines erschossenen Sechsjährigen mit
Jones gekommen. Sie schilderten nicht
nur das Trauma durch die Infragestel-
lung ihres Leids, sondern auch ganz
konkrete Belästigungen vonAnhängern
Jones’. Diese stellten teilweise Angehö-
rigen nach, verlangten Belege und ver-
schandelten Gedenkstätten. Die Mut-
ter des getöteten Buben wandte sich
direkt an Jones: «Jesse war echt. Ich bin
eine echte Mom. Ich bin nicht Teil eines
Deep State. Ich weiss, dass Sie das wis-
sen. Trotzdem behaupten Sie es immer
wieder.Warum?»

In seiner bemerkenswerten Aussage
räumte der Verschwörungstheoretiker
unumwunden ein, das Massaker in New-
ton sei «zu 100 Prozent wahr».Es sei ver-
rückt gewesen, etwas anderes zu behaup-
ten.Das entlarvt ihn als dreisten Lügner,
und Millionen seiner Fans werden sich
fragen müssen, für welche anderen sei-
ner Behauptungen das auch gelten mag.
Schliesslich bewirtschaftet er das ganze

Sammelsurium rechter Verschwörungs-
theorien: So sieht er etwa die Anschläge
vom 11. September als inszeniert an, er
zweifelt an der Geburt Barack Obamas
in den USA und leugnet die Gefährlich-
keit des Coronavirus ebenso wie den
Klimawandel. Er befeuerte zudem die
abstrusen Gerüchte, die politische Elite
und Hillary Clinton betrieben im Keller
einer Washingtoner Pizzeria einen Kin-
derhandel-Ring, und lieferte so die Basis
für die QAnon-Legende.

Jones bewegt sich damit nicht etwa
am äussersten Rand der amerikani-
schen Gesellschaft. Die Reichweite sei-
nes Portals Infowars war zeitweise grös-
ser als diejenige von «Newsweek» oder
der konservativen «National Review»,
und seine Show hat laut eigenen An-
gaben täglich fünf Millionen Zuhörer –
das sind mehr, als allabendlich im Publi-
kum von Tucker Carlson auf Fox News
sitzen, dem meistgesehenen amerikani-
schen Nachrichtenprogramm. Jones war

auch ein Unterstützer Donald Trumps,
der wiederum in seiner Sendung auftrat
und Beiträge von Infowars via Twitter
verbreitete.

Der 48-Jährige schuf sich so ein gan-
zes Imperium, das Millionen einbrachte.
Er publizierte Bücher über seine kruden
Ansichten und vertreibt nicht nur Mer-
chandising-Artikel, sondern auch Waf-
fen, Potenzmittel und seltsameWunder-
pillen, die «aggressiv undmännlich» ma-
chen sollen. Dieser Geschäftsbereich ist

inzwischen seine Haupteinnahmequelle.
So schadete es Jones auch kaum, dass
sämtliche Plattformen wie Facebook,
Youtube, Twitter, Apple und sogar Pay-
pal seine Kanäle 2018 sperrten.

Die Kosten werden steigen

Dennoch meldete Jones’ Unternehmen
imApril Konkurs an, was viele indes als
Manöver sehen, um Verfahren zu ver-
schleppen. Brisant ist deshalb ein kata-
strophaler Fehler seiner Verteidiger,
die offenbar dem Anwalt der Eltern
von Jesse versehentlich eine Kopie von
Jones’ gesamten Smartphone-Daten aus
den letzten zwei Jahren übermittelten.
Das bringt den Unternehmer zusätzlich
in Schwierigkeiten.

Zum einen hatte das Gericht solches
Material angefordert, worauf Jones be-
hauptete, es gebe nichts Relevantes.
Das setzt ihn dem weiteren Vorwurf der
Unterschlagung von Beweismitteln aus.
Zum anderen hat laut Medienberichten
nun auch der Untersuchungsausschuss
im Repräsentantenhaus zum Sturm aufs
Capitol Interesse an den Chat-Nachrich-
ten. Jones hatte imWinter 2020 in seiner
Show unablässig die Lüge von derTrump
gestohlenen Wahl propagiert und auch
zur Demonstration am 6. Januar 2021
aufgerufen. Der Ausschuss hat ihn des-
halb im Januar bereits einvernommen.

Klar ist vorerst, dass die Kosten für
Jones’ Lügen noch drastisch steigen wer-
den. Im Konkursantrag vom Frühling
hatte er angegeben, dass sie sich allein
in Bezug auf Klagen im Zusammenhang
mit dem Massaker von Sandy Hook be-
reits auf 15 Millionen Dollar belau-
fen. Zur am Donnerstag festgesetzten
Genugtuung wird auch noch eine Straf-
zahlung in möglicherweise mehrfacher
Höhe kommen.Zudem sind für Septem-
ber zwei weitere Prozesse in von Eltern
getöteter Schüler gegen ihn angestreng-
ten Verfahren angesetzt.

Die in «TheAlex Jones Show» verbreiteten Verschwörungstheorien erreichen ein Millionenpublikum. IMAGO

«Es ist schlicht die Hölle»
Ein militärischer Rückschlag im Donbass schreckt die Ukrainer auf

ANDREAS RÜESCH

Gerade noch hatten sich die ukraini-
schen Streitkräfte im Aufwind gefühlt:
Nach den verheerenden Schlachten vom
Juni im Osten des Landes war der täg-
liche Blutzoll stark zurückgegangen, der
russischenOffensive schien die Luft aus-
gegangen zu sein, und dank den hoch-
präzisen amerikanischen Himars-Ra-
ketenwerfern konnten die Ukrainer in
der Südprovinz Cherson die Nachschub-
wege des Gegners unterbrechen. Doch
die schlechten Nachrichten haben die
Verteidiger wieder eingeholt.

Stark befestigter Frontabschnitt

Präsident Wolodimir Selenski be-
zeichnete es diese Woche in einer sei-
ner abendlichen Videoansprachen als
«schlicht die Hölle», was sich derzeit an
manchen Frontabschnitten im Donbass
abspiele. Selenski bezog sich auf den
gegnerischen Granatenhagel, der auf die
StädteAwdijiwka und Piski prasselt.Die
beiden Orte liegen nahe der Metropole
Donezk, die den moskauhörigen Sepa-
ratisten der «Volksrepublik Donezk» als
Hauptstadt dient.

An diesem Frontabschnitt ist den
Russen diese Woche ein möglicher-
weise folgenschwerer Durchbruch ge-
lungen. Auf einer Länge von rund 20
Kilometern mussten sich die Ukrainer
zurückziehen. Piski ist offenbar gröss-
tenteils gefallen; für die Verteidiger
Awdijiwkas wird die Lage prekär. Auf
der Karte wirken die russischen Ge-
bietsgewinne nicht spektakulär; es geht
um wenige Dutzend Quadratkilometer.

Deshalb spielen die Militärführung in
Kiew und manche westliche Experten
den Rückschlag herunter.

Doch das für viele Beobachter über-
raschendeVorrücken der Russen ist be-
deutsam, weil es sich um einen der am
stärksten befestigten Frontabschnitte
des Landes handelte. Seit dem Waffen-
stillstand von 2015, dem sogenannten
Minsker Abkommen, hatten die Ukrai-
ner hier ein System von Schützengräben
angelegt, um gegen die Separatisten der
Donezker «Volksrepublik» gewappnet
zu sein. Während die Russen nach der
Invasion vom 24. Februar vielerorts die
alteWaffenstillstandslinie durchbrechen
konnten, hielten die Stellungen bei Piski
mehr als fünf Monate lang.

Doch jetzt mussten die Ukrainer
unter anderem eine zur Verteidigung
genutzte Kohlemine und die von ihnen
kontrollierten Teile des internationalen
Flughafens Donezk aufgeben. Einen
eigentlichen Dammbruch stellt der
russische Vorstoss nicht dar. Dies liegt
daran, dass den Angreifern die nötigen
Kräfte fehlen, um nun rasch weiteren
Boden gutzumachen. Mit entsprechen-
denVerstärkungen muss jedoch gerech-
net werden. Russland hat ein Interesse
daran, die Ukrainer weiter zurückzu-
drängen, um die strategische Position
von Donezk zu verbessern.DieAussen-
quartiere der Grossstadt lagen bisher
fast direkt an der Front.

Für die Ukrainer besteht die Heraus-
forderung darin, nun in kürzester Zeit
ein neuesAbwehrdispositiv aufzubauen.
Sonst droht die Umzingelung vonAwdi-
jiwka, einer einst 30 000 Einwohner zäh-
lenden Industriestadt, die vor allem für

die grösste Koksfabrik des Landes be-
kannt ist. Laut ihrem Bürgermeister,
Witali Barabasch, harren in Awdijiwka
noch immer etwa 2500 Zivilisten aus.
Sie lebten unter furchtbaren, unmensch-
lichen Bedingungen, sagte er am Mitt-
woch gegenüber Radio Liberty. Es gebe
weder Gas nochWasser. Beim Beschuss
der Stadt setze Russland schwere Flam-
menwerfersysteme ein, eine der gefürch-
tetsten Waffen im russischen Arsenal,
weil ihre Raketen eine enorme Hitze-
wirkung entfalten und auf grösseren Flä-
chen alles verbrennen können.

Die ukrainische Generalität hat sich
durch die russische Offensive offen-
sichtlich überraschen lassen. Zwar soll
inzwischen Verstärkung eingetroffen

sein, aber zuvor waren die Verteidi-
ger auf fatale Weise unterbesetzt. Tief
blicken lässt das Zeugnis eines jungen
Unteroffiziers, der am Dienstag auf
Facebook folgenden Hilferuf absetzte:
«Was kann mir am sechsten Tag meiner
persönlichen Hölle in Piski noch ge-
nommen werden? Die Leichen derer,
die mir lieber waren als eine Familie,
liegen unter der Hitze in den zerstörten
Schützengräben.»

Kein Rezept gefunden

Täglich gingen 6500 Granaten über
diese Ortschaft nieder, schrieb der
Truppführer einer Freiwilligeneinheit.
Sein schwach bewaffnetes Infanterie-
bataillon sei kaum in der Lage, darauf
zu reagieren. Gegenschläge mit Artil-
lerie, sogenanntes Konterbatteriefeuer,
bleibe völlig aus.Dadurch fresse sich der
Gegner systematisch durch die stärks-
ten Verteidigungsstellungen. Er fühle
sich wie Kanonenfutter; seine Soldaten
könnten sich «nur mit blossen Körpern»
denAngriffen entgegenstellen.

Der Bericht deutet darauf hin, dass
die Ukrainer noch immer kein Rezept
gefunden haben, um die russischeArtil-
lerie – eine eigentliche Vernichtungs-
maschinerie – zu stoppen. Die Zerstö-
rung von mehreren Dutzend russischen
Munitionsdepots durch amerikani-
sche Himars-Raketen hat zwar Auf-
sehen erregt, aber die russischen Vor-
räte an Granaten sind dadurch keines-
wegs erschöpft. Bei Piski mangelte es
den Ukrainern zudem an jeglicherArtil-
lerie, von westlichen Präzisionsgeschüt-
zen ganz zu schweigen.

IN KÜRZE

China heizt Spannungen
mit den USA um Taiwan an
(dpa) · Mit Sanktionen gegen die US-Spit-
zenpolitikerin Nancy Pelosi hat China die
Spannungenmit denUSA umTaiwan an-
geheizt. Zudem stoppt Peking den Dia-
log über Klimaschutz, Militärfragen und
andere Kooperationen im Kampf gegen
Verbrechen, Drogen und zur Rückfüh-
rung illegal eingereister Menschen. Wie
dasAussenministerium in Peking amFrei-
tag mitteilte, richten sich die nicht näher
beschriebenen Sanktionen gegen dieVor-
sitzende des Repräsentantenhauses auch
gegen ihre direkten Familienmitglieder.
Indem die US-Spitzenpolitikerin gegen
den starkenWiderstand Pekings nachTai-
wan gereist sei, habe sie sich «ernsthaft
in innereAngelegenheiten Chinas einge-
mischt», hiess es zur Begründung.

Israel tötet Jihad-Chef
bei Luftangriff in Gaza
(dpa) · Bei israelischen Luftangriffen auf
den Gazastreifen ist ein Militärchef des
Islamischen Jihad (PIJ) getötet worden.
Taisir al-Jabari sei bei dem Angriff ge-
storben, teilte die extremistische Paläs-
tinensergruppe am Freitag mit. Zuvor
hatte das israelische Militär nach Dro-
hungen des Islamischen Jihad mehrere
Ziele in demKüstenstreifen angegriffen.
Nach palästinensischenAngaben kamen
dabei mindestens acht Menschen ums
Leben, darunter ein fünfjähriges Kind.
Mindestens 44 Menschen seien verletzt
worden. Der israelische Sender Chan-
nel 12 berichtete unter Berufung auf
das Militär, dass fünfzehn Terroristen
bei dem Einsatz getötet worden seien.
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